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Unterhaltsklage und Beistandschaft/Prozesskosten
Sachverhalt

Es geht um die Regelung des Unterhalts für ein Kind eines unverheirateten Paares. Die Eltern (sie leben getrennt) sind sich nicht einig, bzw. der Vater will die von uns vorgeschlagene Regelung nicht akzeptieren. Das Kind hat er anerkannt. Wir hingegen sind nicht bereit, seinen Vorschlag zu genehmigen, da er viel zu tief ist (die Mutter ist notabene auch nicht einverstanden). 

Fragen: 

Für uns stellt sich nun die Frage: müssen wir zur Einreichung einer Unterhaltsklage zwingend einen Beistand für das Kind ernennen, oder kann die Klage durch die Mutter (im Namen des Kindes) eingereicht werden? 

Bestehen im Unterhaltsprozess betr. Gerichtskosten/Parteinentschädigung besondere bundesrechtliche Vorschriften, oder sind diese in den jeweiligen kantonalen Prozessordnungen geregelt? 

Erwägungen
1. Gemäss Art. 279 ZGB kann das Kind gegen Mutter und/oder den Vater auf Unterhalt klagen. Ist das Kind handlungsunfähig, d.h. urteilsunfähig, unmündig oder entmündigt, so wird die Klage in seinem Namen vom gesetzlichen Vertreter erhoben, d.h. von einem Elternteil oder vom Vormund oder vom Beistand, der für diesen Zweck ernannt wurde (BK-Hegnauer, Art. 279/280 ZGB N 21 f.). Ist das unmündige Kind urteilsfähig, so kann es die Klage mit Zustimmung des gesetzlichen Vertreters (Art. 19 Abs. 1 ZGB) selbst erheben; ist das Kind urteilsfähig und volljährig so erhebt es die Klage selbst (BK-Hegnauer, Art. 279/280 ZGB N 25, 27).
2. Erfordern es die Verhältnisse, so ist zu diesem Zwecke eine Beistandschaft gemäss Art. 308 Abs. 1 / 2 ZGB zu bestellen. Dies ist insb. dann der Fall, wenn der Alleininhaber der elterlichen Sorge es unterlässt, einen Unterhaltsanspruch des Kindes gegen den anderen Elternteil geltend zu machen und der angemessene Unterhalt nicht auf andere Weise sichergestellt werden kann (BK-Hegnauer, Art. 279/280 ZGB N 24). Die Vormundschaftsbehörde hat also nur dann zu intervenieren, wenn die Eltern nicht von sich aus für Abhilfe sorgen. 
3. Für die Kostenfolge in Bezug auf die Unterhaltsklage gilt – mit Ausnahme des verfassungsmässig geschützten Rechts auf unentgeltliche Rechtspflege gemäss Art. 29 Abs. 3 BV –  das kantonale Prozessrecht. Gemäss Art. 70 Abs. 1 Ziff. 9 f. des Walliser EG ZGB (http://www.vs.ch/Navig/navig.asp?MenuID=4648&RefMenuID=0&RefServiceID=0 ) ist der Bezirksrichter für die  die Klage des Kindes auf Leistung des Unterhalts (Art. 279 ff. und 291 ZGB) und die Klage auf Neufestsetzung oder Aufhebung des Unterhaltsbeitrages (Art. 286 ZGB) zuständig. Gemäss Art. 70 Abs. 2  EG ZGB-VS in Verbindung mit Art. 1 Gerichtsorganisationsgesetz (http://www.vs.ch/Navig/navig.asp?MenuID=4598&Action=PP&RefMenuID=0&RefServiceID=0 ) und Art. 1 der ZPO –VS (http://www.vs.ch/Navig/navig.asp?MenuID=4650&RefMenuID=0&RefServiceID=0 ) richtet sich das Verfahren nach der Zivilprozessordnung. Art. 252 ff. ZPO-VS regeln die Kostenverteilung:  
Art. 2525 Grundsatz der Kostenverteilung 
1 Die Kosten werden in der Regel der unterliegenden Partei auferlegt. Obsiegt keine Partei vollständig, werden sie verhältnismässig verteilt. 
2 Von dieser Regel kann insbesondere dann abgewichen werden, wenn die unterliegende Partei sich in guten Treuen zur Prozessführung veranlasst sah oder wenn dem Kläger die genaue Bezifferung seines Anspruches nicht zumutbar war und seine Klage grundsätzlich gutgeheissen wurde. 
3 Den Behörden des Bundes, des Kantons oder der Gemeinden, die in ihrem amtlichen Wirkungskreis handeln, ohne dass es ihr Vermögensinteresse betrifft, werden keine Kosten auferlegt.
Art. 256 Gegenstandslosigkeit und Vergleich 
1 Wenn der Prozess gegenstandslos wird oder entfällt das rechtliche Interesse an der Klage, so fällt der Richter aufgrund der Akten und ohne zusätzliche Untersuchung einen endgültigen Entscheid über die Kosten. 
2 Das Gleiche gilt beim Vergleich, ausser wenn die Parteien eine besondere Vereinbarung über die Kosten abgeschlossen haben. 
3 Vereinbarungen der Parteien über die Tragung der Kosten sind im Falle der unentgeltlichen Rechtspflege für den Richter nicht verbindlich.
Die Parteientschädigung richtet sich gemäss Art. 260 ZPO-VS nach dem Gesetz über Tarif und Kosten der Entschädigung (http://www.vs.ch/navig/navig.asp?MenuID=4598&RefMenuID=0&RefServiceID=0 ), welches Entschädigungsfragen ausführlich regelt. 
4. Das verfassungsmässig geschützte Recht auf unentgeltliche Rechtspflege beinhaltet für Personen, welche nicht über die erforderlichen Mittel verfügen, gemäss Art. 29 Abs. 3 BV die Unentgeltlichkeit des  Verfahrens, sofern ein Verfahren nicht aussichtslos erscheint, und einen unentgeltlichen Rechtsbeistand; letzteres jedoch nur, wenn ein solcher für die Wahrung ihrer Rechte notwendig ist. Nicht über die erforderlichen Mittel verfügt, wer mit den Prozess- oder Anwaltskosten den eigenen Lebensunterhalt oder denjenigen seiner Angehörige gefährden würde (BGE 119 Ia 11 E.3). Zudem darf das Rechtsbegehren nicht aussichtslos sein. Es gilt das Kriterium, dass auch „eine Partei, die über die nötigen Mittel verfügt, sich bei vernünftiger Überlegung zu einem Prozess entschliessen würde“ (BGE 119 Ia 251 E. 3b).

Fazit:
Beantwortung der Frage 1: 
Gemäss obigen Ausführungen kann die Mutter für das unmündige Kind die Unterhaltsklage einreichen, sofern sie die gesetzliche Vertretungsmacht (elterliche Sorge) hat; das urteilsfähige volljährige Kind kann den Anspruch selbständig geltend machen; das urteilsfähige unmündige Kind mit Zustimmung der gesetzlichen Vertreterin. 
Beantwortung der Frage 2:
Bis auf die verfassungsmässig geregelte unentgeltliche Prozessführung finden sich keine besonderen bundesrechtlichen Vorschriften über Gerichtskosten/Parteientschädigung in Bezug auf die Unterhaltsklage.  Die entsprechenden Bestimmungen finden sich im kantonalen Recht, namentlich in der Zivilprozessordnung, resp. im Wallis im erwähnten Gesetz betr. Tarife und  Kosten der  Entschädigung. 
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